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Nr. 55 

Verordnung über die Gewährung von 

Krankheitsbeihilfen 

Zur Regelung der Gewährung von Beihilfen an die Mit¬ 

arbeiter des kirchlichen Dienstes in der Erzdiözese Frei¬ 

burg wird, nachdem die Bistums-KODA gemäß § 10 Abs. 

1 Bistums-KODA-Ordnung einen übereinstimmenden Be¬ 

schluß gefaßt hat, folgendes verordnet: 

§ 1 

Die Angestellten der in § 1 Abs. 1 der Arbeits-Vertrags¬ 

und Vergütungsordnung für den kirchlichen Dienst in der 

Erzdiözese Freiburg vom 14. Dezember 1976 genannten 

Anstellungsträger sowie die kirchlichen Beamten erhalten 

Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, wenn 

ihre regelmäßige wödientliche Arbeitszeit durchschnittlich 

mindestens die Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen 

Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten beträgt. 

§ 2 

Für die Gewährung dieser Beihilfen gilt die Verordnung 

des Finanzministeriums Baden-Württemberg über die Ge¬ 

währung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und To¬ 

desfällen (Beihilfeverordnung — BV —) vom 24. August 

1970 in der Fassung der Verordnung vom 30. 11. 1979 

entsprechend, soweit sie durch Veröffentlichung im Amts¬ 

blatt der Erzdiözese Freiburg für anwendbar erklärt wird. 

Die Beihilfenverordnung wird nachstehend veröffentlicht. 

§ 3 

Die Gewährung von Beihilfen an Angestellte, die der 

Krankenversicherungspflicht unterliegen, bestimmt sidi 

nach dem Tarifvertrag vom 26. Mai 1964. Dieser Tarif¬ 

vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Verwendung des von dort zu beziehenden Antragsformu¬ 

lars zu richten. 

§ 6 

Diese Verordnung tritt rückwirkend zum 1. Januar 

1980 in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnungen vom 

3. 9. 1976 Amtsblatt Seite 411 und vom 15. 5. 1979 Amts¬ 

blatt Seite 118 außer Kraft. 

Freiburg, den 17. März 1981 

Erzbischof 

Verordnung des Finanzministeriums über die 

Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts¬ 

und Todesfällen (Beihilfenverordnung — BV —) 

Vom 24. August 1970 in der Fassung der 

Bekanntmadiung vom 27. Oktober 1972 

(GBl. S. 604), der Verordnung vom 10. 10. 1974 

(GBl. S. 435), der Verordnung vom 11. 7. 1975 

(GBl. S. 575), der Verordnung vom 15. 12. 1975 

(GBl. S. 886), der Verordnung vom 14. 3. 1979 

(GBl. S. 100) und der Verordnung vom 30. 11. 1979 

(GBl. S. 551) 

Auf Grund des § 92 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes 

(LBG) vom 1. August 1962 (GBl. S. 89) in der Fassung 

vom 9. Juli 1968 (GBl. S. 259)wird im Einvernehmen 

mit dem Innenministerium verordnet: 

§ 4 

Beihilfen zu Aufwendungen für Schwangerschaftsab- 

brüche und Sterilisationen werden nicht gewährt. 

§ 5 

Anträge auf Gewährung von Beihilfen sind an das Erzb. 

Ordinariat, Herrenstraße 35, 7800 Freiburg i. Br. unter 

§ 1 

Beihilfeberechtigte Personen 

(1) In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sowie für 

Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten und für 

Schutzimpfungen werden Beihilfen gewährt: 

1. Beamten und Richtern mit Ausnahme der Ehrenbeam¬ 

ten und der ehrenamtlichen Richter, 
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2. Ruhestandsbeamten und Riditern im Ruhestand, ent- 

pflichteten Hochschullehrern sowie früheren Beamten 

und Richtern, die wegen Dienstunfähigkeit oder Er- 

reichens der Altersgrenze entlassen worden sind, 

3. Witwen, Witwern und Kindern der unter Nummer 1 

und 2 bezeidineten Personen, 

4. Dienstanfängern (§ 21 LBG), 

solange sie Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Unterhaltsbei¬ 

hilfe, Ruhegehalt, Entpflichtetenbezüge, Witwengeld, Wit¬ 

wergeld, Waisengeld oder Unterhaltsbeitrag erhalten oder 

nur deshalb nicht erhalten, weil die Bezüge wegen Anwen¬ 

dung von Rühens- oder Anrechnungsvorschriften (zum 

Beispiel § 22 Abs. 1, §§ 53 und 54 BeamtVG) nicht ge¬ 

zahlt werden. 

* jetzt § 101 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes in der 

Fassung vom 8. August 1979 (GBl. S. 398) 

(2) Beim Tode eines Beihilfeberechtigten erhalten der 

hinterbliebene Ehegatte oder die Kinder des verstorbenen 

Beihilfeberechtigten Beihilfen zu den beihilfefähigen Auf¬ 

wendungen, die bis zum Tod und aus Anlaß seines Todes 

entstanden sind. Sind Hinterbliebene nach Satz 1 nicht 

vorhanden, so können Beihilfen zu den in Satz 1 bezeich- 

neten Aufwendungen auch an andere natürliche oder ju¬ 

ristische Personen gewährt werden, die diese Aufwendun¬ 

gen für den Beihilfeberechtigten bezahlt haben, soweit sie 

durch diese Aufwendungen belastet sind. Empfangsberech¬ 

tigt ist derjenige, der die Originalbelege vorlegt. 

(3) Versorgungsempfänger mit mehreren Ansprüchen 

auf Versorgungsbezüge erhalten Beihilfen nur von der 

Stelle, die für die Gewährung von Beihilfen zu den neuen 

Versorgungsbezügen zuständig ist. 

(4) Beihilfen werden nicht gewährt: 

1. Beamten und Richtern, 

a) wenn das Dienstverhältnis auf weniger als ein Jahr 

befristet ist, es sei denn, daß sie insgesamt mindestens 

ein Jahr ununterbrochen im öffentlichen Dienst be¬ 

schäftigt oder Beamte auf Widerruf im Vorberei¬ 

tungsdienst sind, 

b) wenn ihre regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 

durchschnittlich weniger als die Hälfte der regelmä¬ 

ßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines Vollbeschäf¬ 

tigten beträgt; 

2. Versorgungsempfängern (Absatz 1 Nr. 2 und 3) 

a) für die Dauer einer Beschäftigung im öffentlichen 

Dienst, die zum Bezug von Beihilfen berechtigt, 

b) wenn vor Beendigung der aktiven Dienstzeit wegen 

Nummer 1 keine Beihilfeberechtigung bestand; 

3. Waisen, wenn eine andere Person Anspruch auf Bei¬ 

hilfen für die Waise hat; 

4. Personen, denen Leistungen nach § 27 des Gesetzes 

über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deut¬ 

schen Bundestages oder entsprechenden Vorschriften 

vorrangig zustehen. 

(5) Den zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieser 

Verordnung abgeordneten Beamten und Richtern werden 

Beihilfen nach diesen Vorschriften gewährt; Vereinbarun¬ 

gen der beteiligten Dienstherren über einen Ausgleich der 

gewährten Leistungen bleiben unberührt. 

§ 2 

Beihilfefälle 

(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die erwachsen 

1. in Krankheitsfällen, für Maßnahmen zur Früherken¬ 

nung von Krankheiten und für Schutzimpfungen 

a) für den Beihilfeberechtigten selbst, 

b) für den nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten 

des Beihilfeberechtigten, 

c) für die nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Kinder; 

2. in Geburtsfällen 

a) einer Beihilfeberechtigten, 

b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau des Bei¬ 

hilf eberechtigten, 

c) anläßlich der Geburt eines nichtehelichen Kindes ei¬ 

nes männlichen Beihilfeberechtigten, wenn die Vor¬ 

aussetzungen des Absatzes 2 erfüllt sind, 

d) einer nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Tochter; 

3. im Todesfälle 

a) eines Beihilfeberechtigten, 

b) seines nicht selbst beihilfeberechtigt gewesenen Ehe¬ 

gatten, 

c) eines nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Kindes; 

bei Totgeburten, wenn im Falle der Lebendgeburt 

das Kind nach Absatz 2 berücksichtigt würde. 

(2) Beihilfen zu Aufwendungen nach Absatz 1 Nr. 1 

Buchst, c), Nr. 2 Buchst, d) und Nr. 3 Buchst, c) werden 

nur für nicht selbst beihilfeberechtigte, nach dem Bundes¬ 
besoldungsgesetz im Ortszuschlag berücksichtigungsfähige 

Kinder des Beihilfeberechtigten gewährt. Nicht berücksich¬ 

tigt werden Aufwendungen für 

1. Enkel, die der Beihilfebrechtigte nicht in seinen Haus¬ 

halt aufgenommen hat oder für deren Unterhalt vor¬ 

rangig eine andere Person gesetzlich verpflichtet ist; 

2. Kinder, bei denen nach Vollendung des 27. Lebensjah¬ 

res wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behin- 
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derung Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist; wenn diese 

schon vorher besteht, werden die Aufwendungen für 

Kinder ,die das 18. Lebensjahr vollendet haben, nur in 

den Fällen dauernder Erwerbsunfähigkeit berüdtsich- 

tigt; 

3. Geschwister. 

Würde mehreren Beihilfeberechtigten zu denselben Auf¬ 

wendungen Beihilfen zustehen, so wird eine Beihilfe nur 

dem Beihilfeberedhtigten gewährt ,der die Originalbelege 

über die Aufwendungen zuerst vorlegt. 

(3) Selbst beihilfebereditigt sind Personen, die zum Per¬ 

sonenkreis des § 1 Abs. 1 gehören und nidit nach § 1 Abs. 

4 ausgenommen sind sowie Personen, denen auf Grund 

öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Rechtsbezie¬ 

hungen eine Beihilfeberechtigung in Krankheits-, Geburts¬ 

und Todesfällen nach diesen oder ähnlichen Regelungen 

(zum Beispiel nach § 19 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die 

Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags) zusteht. 

(4) Aufwendungen für Ehegatten und Kinder beihilfe¬ 

berechtigter Waisen sind nicht beihilfefähig. 

§ 3 

Beihilfefähige Aufwendungen 

(1) Beihilfefähig sind die notwendigen Aufwendungen 

in angemessenem Umfang. Über die Notwendigkeit und 

Angemessenheit entscheidet die Festsetzungsstelle. Im 

Zweifel kann die Festsetzungsstelle ein Gutachten eines 

Amts- oder Vertrauensarztes (Zahnarztes) einholen. 

(2) Sachleistungen (ärztliche Versorgung, Krankenhaus¬ 

behandlung, Heilmittel usw.) einer gesetzlichen Kranken- 

kenkasse, Ersatzkasse oder Rentenversicherung und Ko¬ 

stenanteile nach §§ 182 a 182e der Reichsversicherungs¬ 

ordnung sind nicht beihilfefähig. Als Sachleistung gilt auch 

eine Geldleistung, wenn sie die entstandenen Aufwendun¬ 

gen — gebenenfalls unter Abzug des Mengenrabatts der 

Krankenkasse, der Kostenanteile nach §§ 182 a, 182 e der 

Reichsversicherungsordnung und dergleichen — deckt 

(Sachleistungssurrogat). 

(3) In Fällen, in denen einer Person auf Grund gesetz¬ 

licher oder anderer Vorschriften Heilfürsorge, Krankenhilfe 

oder Kostenerstattung zusteht, sind Aufwendungen im 

Rahmen dieser Verordnung nur insoweit beihilfefähig, als 

sie über die zustehenden Leistungen hinausgehen. Das gilt 

nicht für Leistungen einer gesetzlichen Krankenkasse, einer 

Ersatzkasse oder einer Rentenversicherung aus einem frei¬ 

willigen Versicherungsverhältnis. 

(3 a) Die Summe derjenigen Aufwendungen, die nach 

§ 4 Abs. 1 Nr. 2 — ggf. in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. 

11 oder § 9 — berücksichtigt werden, ist um die Summe 

der Leistungen, die aus einer freiwilligen Mitgliedschaft 

bei einer gesetzlichen Krankenkasse oder einer Ersatzkasse 

hierzu gewährt werden, zu kürzen. Absätze 2 und 3 fin¬ 

den insoweit keine Anwendung. 

(4) Werden Leistungen, die auf Grund von § 10 Abs. 2 

und 4 des Bundesversorgungsgesetzes oder auf Grund von 

§ 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung zu¬ 

stehen, nicht in Anspruch genommen, sind die Aufwen¬ 

dungen im Rahmen dieser Vorschriften in vollem Umfang 

beihilfefähig. Entsprechendes gilt für Beihilfeberechtigte, 

die von der Pflichtversicherung ihres Ehegatten in einer 

gesetzlichen Krankenkasse, einer Ersatzkasse oder einer 

Rentenversicherung erfaßt werden, und für berücksichti¬ 

gungsfähige Kinder eines Beihilfeberechtigten, dessen Ehe¬ 

gatte in einer gesetzlichen Krankenkasse, einer Ersatzkasse 

oder einer Rentenversicherung pflichtversichert ist. 

(5) Aufwendungen sind insoweit nicht beihilfefähig, als 

Schadenersatz von einem Dritten erlangt werden kann 

oder die Ansprüche auf einen anderen übergegangen oder 

übertragen worden sind. Dies gilt auch für Schadenersatz¬ 

ansprüche, die erloschen oder im Vergleichs weg abgefun¬ 

den worden sind. 

(6) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, die zu ei¬ 

nem Zeitpunkt entstanden sind, 

1. in dem der Beihilfeberechtigte noch nicht oder nicht 

mehr bei seinem Dienstherrn oder Träger der Versor¬ 

gungslast beihilfeberechtigt war oder ohne Genehmi¬ 

gung schuldhaft dem Dienst ferngeblieben war, 

2. in dem die betreffende Person nicht nach § 2 berück¬ 

sichtigungsfähig war. 

Die Aufwendungen gelten in dem Zeitpunkt als entstan¬ 

den, in dem die sie verursachenden Umstände eingetreten 

sind, z. B. der Zeitpunkt der Behandlung durch den Arzt, 

des Einkaufs von Arzneien, der Lieferung eines Hilfsmit¬ 

tels. 

(7) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen eines Ver¬ 

sorgungsempfängers (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3), der außer¬ 

halb des öffentlichen Dienstes beruflich tätig ist, und des 

berufstätigen Ehegatten eines Beihilfeberechtigten (§ 2 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b), wenn der Krankheitsfall überwie¬ 

gend in einem ursächlichen Zusammenhang mit der Be¬ 

rufstätigkeit steht. 

(8) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für die per¬ 

sönliche Tätigkeit eines nahen Angehörigen, soweit nicht 

nach dieser Verordnung Ausnahmen ausdrücklich zugelas¬ 

sen sind. Nahe Angehörige sind der Ehegatte, Kinder, El¬ 

tern, Großeltern, Enkel, Schwiegersöhne, Schwiegertöch- 
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ter, Schwäger, Schwägerinnen, Schwiegereltern und Ge¬ 

schwister des Behandelten. Unkosten, die dem Angehöri¬ 

gen nur im Einzelfall entstehen und deren Geldwert nadh- 

gewiesen ist, sind im Rahmen dieser Verordnung beihilfe¬ 
fähig. 

§ 4 

Beihilfefähige Aufwendungen in Krankheitsfällen 

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen die 
Kosten für 

1. ärztliche Untersuchung, Beratung und Verrichtung 

sowie Begutachtung bei Durchführung dieser Ver¬ 

ordnung durch einen Arzt, Zahnarzt oder eine an¬ 

dere Person, die nach dem Heilpraktikergesetz vom 

17. Februar 1939 (RGBl. I S. 251) zur Ausübung 

der Heilkunde oder nach dem Gesetz vom 31. März 

1952 (BGBl. I S. 221) zur Ausübung der Zahnheil¬ 

kunde berechtigt ist; 

2. Leistungen, die bei Unterbringung in unter die Bun- 

despnegesatzveroranung talienaen KranKenUausern 

öltentncn-recütiicher ivorperschatten, Anstalten oder 

Stiltungen, caritativen, Ireigememnutzigen oder 

privaten gemeinnützigen Krankenhäusern entste¬ 
hen, und zwar im einzelnen: 

a) allgemeine Krankenhausleistungen (§ij 3 und 4 

BPtlV) — bei Alleinstehenden gekürzt um 14,— 

DM täglich —, 

b) Nebenleistungen (§ 5 BPflV), 

c) gesondert berechnete ärztliche Leistungen in an¬ 

gemessenem Umlang ()) 6 BPflV), 

d) gesondert berechnete Unterkunft; (§ 6 BPflV) bis 

zur Höhe der Kosten für ein Zweibettzimmer in 

angemessenem Umfang, wenn die Unterkunft im 

Zweibettzimmer nicht bereits in den allgemeinen 

Krankenhausleistungen enthalten ist, 

e) andere Leistungen nur im Rahmen der Nrn. 1, 3 

und 6 bis 10, 

es sei denn, daß § 5 oder § 6 anzuwenden ist. Bei 

Unterbringung in anderen Krankenhäusern sind die 

Kosten insoweit beihilfefähig, wie sie für vergleich¬ 

bare Leistungen in vorstehend bezeichneten Kran¬ 

kenhäusern am selben Ort oder in seiner Umgebung 

beihilfefähig wären; 

2. a Unterkunft, wenn ein anderer Ort für eine notwen¬ 

dige ambulante Behandlung, Untersuchung und der¬ 

gleichen aufgesucht werden muß, bis zum Höchstbe¬ 

trag von 20,— DM täglich. Ist die Begleitung durch 

eine andere Person notwendig (z. B. bei Kindern, 

Schwerbehinderten), so sind deren Kosten für Un¬ 

terkunft bis zum Höchstbetrag von 14,— DM täg¬ 

lich beihilfefähig. Die Vorschrift findet im Falle ei¬ 

ner Kur keine Anwendung; 

3. erste Hilfe; 

4. eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige Be¬ 

rufspflegekraft. Die Kosten einer vom Arzt als ge¬ 

eignet erklärten Ersatzpflegekraft können unter der¬ 

selben Voraussetzung als beihilfefähig anerkannt 

werden, jedoch höchstens bis zur Höhe der Kosten 

für eine Berufspflegekraft. Die Kosten für eine Pfle¬ 

ge durch im Haushalt des Beihilfeberechtigten tätige 

Personen sind nicht beihilfefähig. Bei nahen Ange¬ 

hörigen ,die wegen Ausübung der Pflege eine Er¬ 

werbstätigkeit aufgeben und dadurch einen Ausfall 

an Arbeitseinkommen erleiden, kann eine für die 

Pflege gewährte Vergütung bis zur Höhe des Aus¬ 

falls an Arbeitseinkommen, im übrigen nur die Be¬ 

förderungskosten in sinngemäßer Anwendung der 

Nr. 10, als beihilfefähig berücksichtigt werden, höch¬ 

stens jedoch die Kosten für eine Berufspflegekraft; 

5. eine Familien- und Hauspflegekraft bis zu 12,— DM 

je Stunde, wenn diese zur Weiterführung des Haus¬ 

halts eines Beihilfeberechtigten während stationärer 

Unterbringung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und § 5) der den 

Haushalt allein führenden berücksichtigungsfähigen 

Person erforderlich ist, weil im Haushalt mindestens 

ein Kind unter 15 Jahren oder eine pflegebedürftige 

berücksichtigungsfähige Person verbleibt und eine 

andere im Haushalt lebende Person den Haushalt 

nicht weiterführen kann. Dies gilt auch für die ersten 

sieben Tage nach Ende der stationären Unterbrin¬ 

gung. Nummer 4 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

Werden anstelle der Beschäftigung einer Familien- 

und Hauspflegekraft Kinder unter 15 Jahren oder 

pflegebedürftige berücksichtigungsfähige Personen in 

einem Heim oder in einem fremden Haushalt unter¬ 

gebracht, so sind die Mehraufwendungen für Unter¬ 

kunft und Verpflegung bis zu den sonst notwendigen 

Kosten einer Familien- und Hauspflegekraft beihil¬ 

fefähig. Die Kosten für eine Unterbringung im 

Haushalt eines nahen Angehörigen (§ 3 Abs. 8) sind, 

mit Ausnahme der Beförderungskosten in sinnge¬ 

mäßer Anwendung der Nummer 10, nicht beihilfe¬ 

fähig; 

6. die bei ärztlichen Verrichtungen verbrauchten und 

die auf schriftliche ärztliche Verordnung beschafften 

Heilmittel, Verbandmittel und dergleichen; 

7. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Entseuchung 

und die dabei verbrauchten Stoffe; 

8. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Heilbehand¬ 

lung und die dabei verbrauchten Stoffe. Zur Heil¬ 

behandlung gehören auch ärztlich verordnete Bäder, 

Massagen, Krankengymnastik, Bestrahlungen und 
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heilpädagogische Behandlungen. Bei einer heilpäda¬ 

gogischen Behandlung sind auch notwendige Mehr¬ 

aufwendungen für Verpflegung bis zu 8,— DM, für 

Unterkunft und Verpflegung insgesamt bis zu 14,— 

DM täglich beihilfefähig. Ist die Durchführung einer 

heilpädagogischen Behandlung in einen Unterricht 

zur Erfüllung der Schulpflicht oder eine andere Maß¬ 

nahme eingebunden, die zugleich in erheblichem 

Umfang allgemeinbildende oder berufsbildende 

Zwecke verfolgt, so sind die Aufwendungen mit 

Ausnahme der Kosten für zusätzliche, gesondert 

durchgeführte und berechnete Heilbehandlungen 

nicht beihilfefähig. Nummer 2 a findet keine An¬ 

wendung; 

9. Anschaffung, Reparatur und Ersatz der Hilfsmittel, 

der Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrol¬ 

le sowie der Körperersatzstücke. Voraussetzung und 

Umfang der Beihilfefähigkeit bestimmen sich nach 

dem als Anlage beigefügten Verzeichnis; 

10. die Beförderung des Erkrankten zur Behandlung, 

Untersuchung und dergleichen und zurück und, falls 

erforderlich, einer Begleitperson sowie die Gepäck¬ 

beförderung bis zur Höhe der Kosten der niedrig¬ 

sten Klasse regelmäßig verkehrender Beförderungs¬ 

mittel unter Berücksichtigung möglicher Fahrpreis¬ 

ermäßigungen. Höhere Beförderungskosten dürfen 

nur berücksichtigt werden, wenn sie unvermeidbar 

waren; wird in diesen Fällen ein privateigener Per¬ 

sonenkraftwagen benutzt, so ist — unabhängig von 

der Zahl der beförderten Personen und dem Umfang 

des Gepäcks — höchstens der in § 6 Abs. 1 Nr. 4 des 

Landesreisekostengesetzes genannte Betrag je Kilo¬ 

meter zu berücksichtigen. Beihilfen werden nicht ge¬ 

währt für die Benutzung regelmäßig verkehrender 

Beförderungsmittel oder privateigener Personen¬ 

kraftwagen bei Behandlung am Ort des Erkrankten 

oder in der nächsten Umgebung; 

11. Organspender, wenn der Empfänger zu dem in § 2 

Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Personenkreis gehört, im 

Rahmen der Nummern 1, 2, 2a, 6, 8 und 10, die bei 

den für die Transplantation notwendigen Maßnah¬ 

men entstehen. Ein nachgewiesener Ausfall an Ar¬ 

beitseinkommen kann berücksichtigt werden. Die 

Aufwendungen sind nicht beihilfefähig, soweit sie 

von anderer Seite erstattet werden oder zu erstatten 

sind. Sätze 1 bis 3 gelten auch für als Organspender 

vorgesehene Personen, wenn sich herausstellt, daß 

sie als Organspender nicht in Betracht kommen. 

(2) Das Finanzministerium kann Aufwendungen für 

eine Behandlung nach einer wissenschaftlich nicht allgemein 

anerkannten Methode von der Beihilfefähigkeit ausschlie¬ 

ßen. 

Anlage 

Verzeichnis zu § 4 Abs. 1 Nr. 9BV 

I. Die Aufwendungen für Anschaffung, Reparatur 

und Ersatz der Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbe¬ 

handlung und Selbstkontrolle sind beihilfefähig, 

wenn sie vom Arzt schriftlich verordnet und nach¬ 

stehend aufgeführt sind: 

1. Blindenführhunde einschließlich Geschirr, Hun¬ 

deleine, Halsband und Maulkorb, 

2. Blindenstöcke, Krücken, Stockstützen und Kran¬ 

kenstöcke, 
3. Blutdruckmeßgeräte, 

4. Bruchbänder, 

5. elektronische Sprechhilfen, 

6. Fußeinlagen, 

7. Gehwagen, 
8. Gipsbetten und Liegebretter (bei Erkrankung 

der Wirbelsäule), 

9. Gummistrümpfe, 

10. Handhülsen, 

11. Heimdialysegeräte, 

12. Herzschrittmacher, auch Kontrollgeräte dazu, 

13. Hilfsgeräte für Schwerbehinderte, Ohnhänder 

u. a., 
14. Hilgenreinerschienen, 

15. Hörgeräte, 
16. Inhalationsapparate bei chronischen Erkrankun¬ 

gen der Atemwege bis zum Höchstbetrag von 

600,— DM, 
17. Injektionsspritzen und -nadeln zur Selbstinjek¬ 

tion bei Zuckerkrankheit, 

18. Katheter, 

19. Kniekappen, 

20. Knöchel- und Gelenkstützen, 

21. Kopf Schützer, 

22. Krankenfahrstühle, 

23. Krankenheber, 
24. Leibbinden, Krampfaderbinden u. ä., 

25. Liegeschalen (Extensionsliegeschalen), 

26. orthopädische Maßschuhe, die nicht serienmäßig 

herstellbar sind, soweit die Aufwendungen 80,— 

DM übersteigen, 

27. Perücken bis zum Höchstbetrag von 1 000 DM 

28. Polarimeter, 

29. Stützapparate, 

30. Spastikerhilfen (auch Übungsgeräte) bis zum 

Höchstbetrag von 1100 DM, 

31. Stumpfstrümpfe und Narbenschützer, 

32. Suspensorien, Urinfänger, 

33. Trachealkanülen, 

34. Ultraschallvernebler bei Mucoviszidose, 

35. Vibrationstrainer bei Taubheit, 



36. Wasser- und Luftkissen gegen Wundliegen, 

37. Weckgeräte für Bettnässer. 

Aufwendungen für die aufgeführten Geräte zur 

Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sind nur bei¬ 

hilfefähig, wenn die Behandlungskosten höher als 

die Anschaffungskosten wären oder die Anschaffung 

aus besonderen Gründen geboten ist. Beihilfefähig 

sind auch die Kosten einer Unterweisung im Ge¬ 

brauch des Hilfsmittels. 

II. Zu den Hilfsmitteln gehören nicht Gegenstände, de¬ 

ren Anschaffungskosten Aufwendungen der allgemei¬ 

nen Lebenshaltung sind (z. B. Bandscheibenmatrat¬ 

zen, Liegestühle, Gesundheitsschuhe, Fieberthermo¬ 

meter, Heizkissen, Bestrahlungslampen). 

III. Die Aufwendungen für den Betrieb und die laufende 

Unterhaltung der Hilfsmittel und Geräte sind nicht 

beihilfefähig. 

IV. Mietgebühren für die nach Abschnitt I beihilfefähi¬ 

gen Hilfsmittel und Geräte sind beihilfefähig, sofern 

sie nicht höher als die entsprechenden Anschaffungs¬ 

kosten sind und sich dadurch eine Anschaffung er¬ 

übrigt. 

V. Die Aufwendungen für vom Arzt schriftlich verord- 

nete Sehhilfen sind beihilfefähig, für Brillengestelle 

jedoch nur bis zum Höchstbetrag von 120 DM. Wer¬ 

den Sehhilfen ohne ärztliche Verordnung vom Opti¬ 

ker angepaßt, so sind für das Brillengestell höchstens 

120 DM und für jedes Brillenglas höchstens 50 DM 

beihilfefähig. Aufwendungen für Brillengestelle kön¬ 

nen nur dann als notwendig anerkannt werden, wenn 

die Anschaffung des letzten Brillengestells mindestens 

3 Jahre zurückliegt oder das vorhandene Brillenge¬ 

stell nicht mehr brauchbar ist. 

VI. Die Aufwendungen für Körperersatzstücke sind bei¬ 

hilfefähig, wenn sie vom Arzt schriftlich verordnet 

sind. Abschnitt III gilt ensprechend. 

VII. In besonderen Fällen kann die Festsetzungsstelle mit 

Zustimmung des Finanzministeriums Aufwendungen 

für in Abschnitt I bis V nicht erfaßte Hilfsmittel und 

Geräte für beihilfefähig erklären, wenn nachgewie¬ 

sen ist, daß diese unbedingt notwendig sind. 

Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten sind bis zum nied¬ 

rigsten Satz einer in Betracht kommenden öffentlichen 

oder freien gemeinnützigen Anstalt am Ort der Unter¬ 

bringung oder in seiner Umgebung insoweit beihilfefähig, 

als sie monatlich folgende Beträge übersteigen; 

1. bei Beihilfeberechtigten mit einem Angehörigen 

270 DM, 

bei Beihilfeberechtigten mit zwei oder drei 

Angehörigen 225 DM, 

bei Beihilfeberechtigten mit mehr als drei 

Angehörigen 180 DM, 

wobei diese Sätze für jede Person gelten, wenn mehr 

als eine Person dauernd untergebracht ist, 

2. bei Beihilfeberechtigten ohne Angehörige bei geistiger 

Krankheit 85 vom Hundert, bei körperlicher Krankheit 

70 vom Hundert der Dienst- oder Versorgungsbezüge; 

3. bei gleichzeitiger Unterbringung des Beihilfeberechtig¬ 

ten und aller Angehörigen 70 vom Hundert der Dienst¬ 

oder Versorgungsbezüge. 

Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind Personen ,die 

nach § 2 zu berücksichtigen oder nur deshalb nicht zu be¬ 

rücksichtigen sind, weil sie selbst beihilfeberechtigt sind. 

Aufwendungen für Leistungen bei dauernder Unterbrin¬ 

gung, die neben den in Satz 1 genannten Kosten anfallen, 

sind in entsprechender Anwendung des § 4 Abs. 1 Nr. 2 

Buchst, b), c) und e) beihilfefähig. 

(2) Eine dauernde Unterbringung ist anzunehmen, wenn 

sie nach ärztlichem Zeugnis für eine nicht absehbare Zeit 

notwendig ist. Die Vorlage eines amts- oder vertrauens¬ 

ärztlichen Zeugnisses kann verlangt werden. Die Beihilfe 

nach Absatz 1 wird gewährt, sobald der Arzt das Zeugnis 

erteilt, bei geistiger Krankheit jedoch frühestens nach drei¬ 

monatiger, bei körperlicher Krankheit frühestens nach 

sechsmonatiger, nicht wesentlich unterbrochener Unter¬ 

bringung. Sie wird für die Zeit seit Beginn der nicht we¬ 

sentlich unterbrochenen Unterbringung gewährt, wenn für 

diese Zeit keine Beihilfe nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 gewährt 

werden kann. 

§ 6 

Beihilfefähige Aufwendungen bei Sanatoriumsaufenthalt 

§ 5 

Beihilfefähige Aufwendungen bei dauernder 

Anstaltsunterbringung 

(1) Die täglich wiederkehrenden Kosten einer dauern¬ 

den Unterbringung körperlich oder geistig Kranker in 

(1) Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 5 genannten Kosten an¬ 

läßlich eines Sanatoriumsaufenthalts sind nur dann bei¬ 

hilfefähig, wenn 

1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten darüber 

vorgelegt wird, daß die Sanatoriumsbehandlung unbe¬ 

dingt notwendig ist und nicht durch stationäre Behänd- 
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lung in einer anderen Krankenanstalt oder durch eine 

Heilkur mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzbar ist, und 

2. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn 

der Behandlung anerkannt hat. 

Eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist nidit zuläs¬ 

sig, wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen 

Kalenderjahren bereits eine als beihilfefähig anerkannte 

Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur durchgeführt und 

beendet worden ist. Von der Einhaltung der Frist darf nur 

abgesehen werden nach einer schweren, einen Kranken¬ 

hausaufenthalt erfordernden Erkrankung sowie in Fällen, 

in denen die sofortige Einlieferung des Kranken zur sta¬ 

tionären Behandlung in einem Sanatorium geboten ist; in 

diesen Fällen ist der Antrag auf Anerkennung der Bei¬ 

hilfefähigkeit unverzüglich nadizuholen. 

einer planmäßigen Heilkur unter ärztlicher Leitung in ei¬ 

nem anerkannten Kurort nur dann gewährt, wenn 

1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten darüber 

vorgelegt wird, daß die Heilkur als Heilmaßnahme 

zur Erhaltung der Dienstfähigkeit unbedingt notwen¬ 

dig ist und nicht durch eine andere Behandlungsweise 

am Wohnort oder in nächster Umgebung mit gleicher 

Erfolgsaussicht ersetzbar ist, 

2. bei Klimaheilkuren oder Kneippheilkuren die Heilkur 

in einem Ort durchgeführt wird, der in dem vom Bun¬ 

desminister des Innern zu den Beihilfevorschriften des 

Bundes herausgegebenen Heilbäderverzeichnis enthal¬ 

ten ist, und 

3. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn 

der Kur anerkannt hat. 

(2) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen nach § 4 

Abs. 1 Nr. 1 und 6 bis 8 die Kosten für 

1. die Kurtaxe und den ärztlichen Schlußbericht; 

2. die Beförderung im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 10; 

3. die Unterkunft, Pflege und Verpflegung bis zur Höhe 

des niedrigsten Satzes des Sanatoriums; 

4. 70 vom Hundert des niedrigsten Satzes und die Kur¬ 

taxe sind für Begleitpersonen von Schwerbehinderten 

beihilfefähig, für die die Notwendigkeit einer ständi, 

gen Begleitperson behördlich festgestellt ist. Vorausset¬ 

zung ist eine Bestätigung des Sanatoriums, daß für eine 

erfolgversprechende Sanatoriumsbehandlung eine Be¬ 

gleitung notwendig ist; 

5. eine Pflegekraft nach § 4 Abs. 1 Nr. 5. 

(3) Ein Sanatorium im Sinne dieser Vorschriften ist eine 

Krankenanstalt, 

1. die eine besondere Heilbehandlung durchführt und die 

hierzu erforderlichen Einrichtungen und Pflegeperso¬ 

nen besitzt, 

2. in der die Behandlung durch einen dafür vorgebildeten 

Arzt geregelt und überwadit wird und 

3. die gemäß § 47 der Durchführungsverordnung zum Ge¬ 

setz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 

vom 30. März 1935 (Reidisministerialblatt S. 327) der 

Aufsicht des zuständigen Gesundheitsamtes untersteht. 

§ 7 

Beihilfefähige Aufwendungen bei Heilkuren 

(1) Beamten und Richtern (§ 1 Abs. 1 Nr. 1) werden 

Beihilfen zu den in Absatz 3 Nr. 1 bis 3 genannten Kosten 

(2) Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit der Kosten 

einer Heilkur ist nicht zulässig, 

1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem Antragsmonat 

vorausgegangenen drei Jahren nidit ununterbrochen im 

öffentlichen Dienst beschäftigt gewesen ist; 

2. wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen 

Kalenderjahren bereits eine als beihilfefähig anerkannte 

Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur durchgeführt 

und beendet worden ist; 

3. nach Stellung des Antrags auf Entlassung; 

4. wenn bekannt ist, daß das Dienstverhältnis vor Ablauf 

eines Jahres nadi Durchführung der Heilkur enden 

wird, es sei denn, daß die Heilkur wegen der Folgen 

einer Dienstbeschädigung durchgeführt wird; 

5. solange der Beihilfeberechtigte vorläufig des Dienstes 

enthoben ist. 

Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit kann mit Wir¬ 

kung für die Zukunft widerrufen werden, wenn vor Be¬ 

ginn der Heilkur Tatsachen eintreten, die eine Anerken¬ 

nung der Beihilfefähigkeit ausschließen. Beihilfen für 

Nachkuren werden nicht gewährt. 

Bei Anwendung des Satzes 1 Nr. 1 steht die Zeit der 

hauptberuflichen Tätigkeit bei Fraktionen des Deutschen 

Bundestags und der Landtage, im Dienst eines kommuna¬ 

len Verbands und im nichtöffentlichen Schuldienst der 

Dienstzeit im öffentlichen Dienst gleich. 

(3) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen nach § 4 

Abs. 1 Nr. 1, 6 und 8 die Kosten für 

1. die Kurtaxe und den Sdilußbericht des Kurarztes; 

2. die Beförderung im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 10; 
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3. die Unterkunft und Verpflegung für höchstens 30 Ka¬ 

lendertage einschließlich der Reisetage bis zum Höchst¬ 

betrag von 25 DM täglich; bei schwerbehinderten Bei¬ 

hilfeberechtigten, für die die Notwendigkeit einer 

ständigen Begleitperson behördlich festgestellt ist, auch 

die Kosten für Unterkunft und Verpflegung bis zum 

Höchstbetrag von 18 DM täglich und die Kurtaxe für 

die Begleitperson. 

§ 8 

Beihilfefähige Aufwendungen bei bestimmten 

zahnärztlichen Sonderleistungen 

(1) Aufwendungen für zahnärztliche Leistungen nach 

den Nummern 6, 7, 14 bis 24, 89 bis 104 der Anlage zur 

Gebührenordnung für Zahnärzte vom 18. März 1965 

(BGBl. I S. 123) einschließlich der in § 5 Abs. 2 der Ge¬ 

bührenordnung aufgeführten Kosten und für kieferortho¬ 

pädische Leistungen unter der weiteren Voraussetzung des 

Absatzes 2 sind beihilfefähig, wenn bei Beginn der Be¬ 

handlung 

1. der Beihilfeberechtigte mindestens ein Jahr ohne von 

ihm zu vertretende längere Unterbrechung oder insge¬ 

samt mindestens zehn Jahre im öffentlichen Dienst be¬ 

schäftigt ist und 

2. nicht feststeht, daß er in den nächsten drei Monaten 

aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet und keine Bei¬ 

hilfeberechtigung als Versorgungsempfänger erlangt. 

§ 7 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend. Die Beschränkungen 

des Satzes 1 gelten nicht für Versorgungsberechtigte, die 

als solche oder auf Grund einer Beschäftigung im öffent¬ 

lichen Dienst beihilfeberechtigt sind, sowie für Beihilfebe¬ 

rechtigte, die ohne ihre Tätigkeit im öffentlichen Dienst 

berücksichtigungsfähige Angehörige eines Beihilfeberech¬ 

tigten, der die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt, wä¬ 

ren. 

(2) Die Aufwendungen für kieferorthopädische Behand¬ 

lung oder für die Beseitigung von Kiefermißbildungen 

einschließlich der Hilfsmittel und vorbereitender Maß¬ 

nahmen sind unter der Voraussetzung beihilfefähig, daß 

dem Beihilfeantrag ein Heil- und Kostenplan des Zahn¬ 

arztes beigefügt wird, in dem die Notwendigkeit der Be¬ 

handlung begründet ist. 

§ 9 

Beihilfefähige Aufwendungen in Geburtsfällen 

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen die 

Kosten für 

1. die ärztliche Hilfe und Schwangerschaftsüberwachung; 

2. die Hebamme; 

3. Leistungen bei Unterbringung in Entbindungsanstalten, 

eine Familien- und Hauspflegekraft, die Heilmittel, 

Verbandmittel und dergleichen, eine Heilbehandlung 

und die Beförderungskosten; § 4 Abs. 1 Nr. 2, 5, 6, 8 

und 10 gilt entsprechend; 

4. eine Hauspflegerin bei Geburten in der Wohnung (auch 

bei Fehl- und Totgeburten), wenn die Wöchnerin nicht 

bereits von einer Pflegekraft nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 ge¬ 

pflegt wird, für einen Zeitraum bis zu 14 Tagen, be¬ 

ginnend mit dem Tage der Geburt; § 4 Abs. 1 Nr. 4 

Satz 3 und 4 ist anzuwenden; 

5. die Unterkunft und Pflege eines Frühgeborenen in einer 

dafür geeigneten Einrichtung. 

(2) Nach der Entbindung wird ein Pauschbetrag von 

100 DM gewährt, wenn die zur ausreichenden und zweck¬ 

mäßigen ärztlichen Betreuung während der Schwanger¬ 

schaft und nach der Entbindung gehörenden Untersuchun¬ 

gen durchgeührt wurden. Steht wegen der Entbindung ein 

Pauschbetrag nach §§ 198, 205 a Abs. 1 der Reichsversiche¬ 

rungsordnung oder nach anderen Vorschriften zu, wird 

kein Pauschbetrag nach dieser Vorschrift gewährt. 

(3) Bei Lebendgeburten wird für die Säuglings- und 

Kleinkinderausstattung eine Beihilfe in Höhe von 300,— 

DM gewährt; bei Mehrlingsgeburten ist dieser Betrag 

mehrfach zu zahlen. Die Annahme als Kind steht der Le¬ 

bendgeburt gleich, wenn das Kind am Tag der Annahme 

das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

§ 10 

Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen 

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen in Todesfällen 

umfassen nur die Kosten für die Leichenschau, den Sarg 

bis zur Höhe der Kosten eines einfachen Eichensarges, die 

Einsargung, die Aufbahrung, die Überführung der Leiche 

vom Sterbeort zur Beisetzungsstelle bis zur Höhe der Ko¬ 

sten einer Überführung an den Familienwohnsitz oder die 

Überführung zum nächstgelegenen Krematorium, die Ein¬ 

äscherung, die Urne, die Überführung der Urne zur Bei¬ 

setzungsstelle bis zur Höhe der Kosten einer Überführung 

an den Familienwohnsitz, den Erwerb einer Grabstelle 

oder eines Beisetzungsplatzes für die Urne bis zur Höhe 

von 600 DM, die Beisetzung und die Anlegung einer Grab¬ 

stelle einschließlich der Grundlage für ein Grabdenkmal. 

(2) Stehen für den Todesfall Sterbe- oder Bestattungs¬ 

gelder nach anderen Rechtsvorschriften, aus einem Be¬ 

schäftigungsverhältnis oder aus einer nicht ausschließlich 
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durch eigene Beiträge finanzierten Krankenversicherung 

zu, so wird die zu den in Absatz 1 bezeichneten Aufwen¬ 

dungen zustehende Beihilfe nur insoweit gewährt, als die 

entstandenen, nach Absatz 1 dem Grunde nach beihilfe¬ 

fähigen Aufwendungen nicht gedeckt sind. Die Sterbe- und 

Bestattungsgelder werden dabei nur mit der Hälfte ihres 

Betrags angesetzt. Ansprüdie auf Schadenersatz oder auf 

Kostenerstattung werden gemäß § 3 mit dem vollen Be¬ 

trag angesetzt; soweit wegen Gewährung von Leistungen 

nach Satz 1 Schadenersatzansprüche auf den Dienstherrn 

übergehen, bleiben diese unberücksichtigt. 

(3) Anstelle einer Beihilfe zu nachgewiesenen Aufwen¬ 

dungen (Absätze 1 und 2) wird eine pauschale Beihilfe bis 

zur Höhe von 1 200 DM, in Todesfällen von Kindern bis 

zur Höhe von 800 DM gewährt, wenn der Beihilfeberech¬ 

tigte versichert, daß ihm Aufwendungen nach Absatz 1 in 

dieser Höhe entstanden sind. Die pauschale Beihilfe wird 

nur bis zur Hälfte des jeweils nach Satz 1 maßgebenden 

Betrags gewährt, wenn ein einzelner Anspruch im Sinne 

des Absatzes 2 Sätze 1 oder 3 im Betrag von 1 500 DM 

oder mehr zusteht. Eine pauschale Beihilfe wird nicht ge¬ 

währt, wenn mehrere solcher Ansprüche von je 1 500 DM 

oder mehr zustehen oder wenn der Antragsteller zum Per¬ 

sonenkreis nach § 1 Abs. 2 Satz 2 gehört. Neben der pau¬ 

schalen Beihilfe steht Beihilfe zu Kosten der Überführung 

nach Absatz 1 zu. 

(4) Im Fall des Todes des den Haushalt des Beihilfebe¬ 

rechtigten allein führenden berücksichtigungsfähigen Fa¬ 

milienangehörigen oder des den Haushalt allein führenden 

Beihilfeberechtigten findet, wenn eine andere im Haushalt 

lebende Person den Haushalt nicht weiterführen kann, 

§ 4 Abs. 1 Nr. 5 entsprechende Anwendung. Die Beihilfe 

wird längstens für eine Dauer von sechs Monaten gewährt; 

in Ausnahmefällen kann diese Frist mit Zustimmung der 

obersten Dienstbehörde auf ein Jahr verlängert werden. 

§ 11 

Im Ausland entstandene Aufwendungen 

(1) In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sind Auf¬ 

wendungen im Ausland nur insoweit und bis zu der Höhe 

beihilfefähig, wie sie im Inland entstanden und beihilfe¬ 

fähig gewesen wären, soweit nachstehend nichts Abwei¬ 

chendes bestimmt ist. Zu den Aufwendungen für eine Sa¬ 

natoriumsbehandlung darf außer bei Tuberkulosebehand¬ 

lung in Österreich oder in der Schweiz eine Beihilfe nach 

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 nicht gewährt werden; entsprechen¬ 

des gilt für die in § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 genannten Kosten 

einer Heilkur im Ausland. 

(2) Die Kosten der Überführung einer Leiche oder der 

ürne zu einer Beisetzungsstelle im Inland sind bis zum 

Betrag von höchstens 1 300 DM beihilfefähig. 

(3) Die bei einem dienstlichen Aufenthalt im Ausland 

entstandenen Aufwendungen sind ohne die Einschränkun¬ 

gen der Absätze 1 und 2 beihilfefähig, es sei denn, eine 

Krankenbehandlung hätte bis zur Rückkehr ins Inland 

aufgeschoben werden können. 

(4) Wird durch amtsärztliches oder vertrauensärztliches 

Gutachten nachgewiesen, daß eine Behandlung oder Kur 

im Ausland unbedingt notwendig ist, weil eine erfolgver¬ 

sprechende Behandlung oder Kur im Inland nicht möglich 

ist, so kann ausnahmsweise die Beihilfefähigkeit ohne die 

Einschränkungen des Absatzes 1 anerkannt werden. Zur 

Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist die Zustimmung der 

obersten Dienstbehörde, im Bereich der Landesverwaltung 

auch die des Finanzministeriums, erforderlich. 

(5) Die Festsetzungsstelle kann die Gewährung der Bei¬ 

hilfe von der Vorlage beglaubigter Übersetzungen der Be¬ 

lege und erläuternder Nachweise abhängig machen. 

$ 12 

Bemessung der Beihilfen 

(1) Die Beihilfe beträgt 50 vom Hundert der beihilfe¬ 

fähigen Aufwendungen. Dieser Satz erhöht sich bei Bei¬ 

hilfeberechtigten, die verheiratet oder verwitwet sind, auf 

55 vom Hundert und für jedes Kind, das nach § 2 Abs. 2 

zu berücksichtigen oder nur deshalb nicht zu berücksichti¬ 

gen ist, weil es selbst beihilfeberechtigt ist, um 5 vom Hun¬ 

dert, höchstens jedoch auf 70 vom Hundert. Würde ein 

solches Kind bei mehreren Beihilfeberechtigten zu berück¬ 

sichtigen sein, so erhöht sich der Bemessungssatz nur bei 

dem oder den Beihilfeberechtigten, zu dessen oder deren 

Haushalt das Kind gehört; dies gilt nicht, soweit es sich 

ausschließlich um Ehegatten handelt. Maßgebend für die 

Berechnung des Bemessungssatzes sind die Verhältnisse im 

Zeitpunkt der Antragstellung. Wenn es für den Beihilfe¬ 

berechtigten günstiger ist, ist die Beihilfe getrennt für die 

einzelnen Aufwendungen nach den im Zeitpunkt der Ent¬ 

stehung der Kosten gegebenen Verhältnissen zu berechnen. 

Bei Gewährung von Beihilfen im Fall des Todes eines Bei¬ 

hilfeberechtigten (§ lAbs. 2) bemißt sich die Beihilfe nach 

dem Hundertsatz, der dem Verstorbenen am Tage vor sei¬ 

nem Ableben zugestanden hat. 

(2) Für Empfänger von Waisengeld, die als solche bei¬ 

hilfeberechtigt sind, beträgt der Bemessungssatz abwei¬ 

chend von Absatz 1 Satz 1 bis 3 55 vom Hundert. Dieser 

Satz erhöht sich für jeden weiteren Empfänger von Wai¬ 

sengeld, dessen Versorgungsanspruch auf demselben Ver¬ 

sorgungsfall beruht, um je 5 vom Hundert, höchstens je¬ 

doch auf 70 vom Hundert. 
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(3) Für Empfänger von Versorgungsbezügen erhöht sich 

der nach Absatz 1 oder 2 zustehende Bemessungssatz um 

10 vom Hundert. Dies gilt nidit bei Personen, für die ein 

Anspruch auf beitragsfreie Krankenfürsorge besteht. Satz 

1 gilt ferner nidit bei Personen, für deren Krankenversi¬ 

cherungsbeiträge ein Zuschuß oder eine vergleichbare Lei¬ 

stung gewährt wird, es sei denn, daß der Zuschuß geringer 

ist als monatlich 100 DM und zugleich weniger als die 

Hälfte des zu entrichtenden Versicherungsbeitrags beträgt. 

(4) Übersteigt der Gesamtbetrag der Einkünfte des nicht 

selbst beihilfeberechtigten Ehegatten im Kalenderjahr vor 

der Stellung des Beihilfeantrags — wahlweise im Kalen¬ 

derjahr der Rechnungsstellung — 48 000 DM, so beträgt 

der Bemessungssatz abweichend von Absatz 1 für die nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b) beihilfefähigen Aufwendungen 

10 vom Hundert. 

(5) Ist ein Krankenversicherter trotz ausreichender Ver¬ 

sicherung aus in seiner Person liegenden Gründen für be¬ 

stimmte Krankheiten von einzelnen Leistungen ausge¬ 

schlossen oder sind die Leistungen eingestellt worden (Aus¬ 

steuerung), so erhöht sich hierfür der nach Absatz 1 bis 3 

zustehende Bemessungssatz um 20 vom Hundert; das gilt 

nicht für Aufwendungen nach §§ 6, 7 und 8. Die Beschrän¬ 

kung des Absatzes 4 findet keine Anwendung. Die Beihilfe 

darf bei Anwendung des Satzes 1 nicht mehr als 90 vom 

Hundert der beihilfefähigen Aufwendungen betragen. 

(6) Der nach Absatz 1 bis 4 zustehende Bemessungssatz 

erhöht sich für Aufwendungen, die nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 

— gegebenenfalls in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. 11 oder 

§ 9 — oder nach § 5 beihilfefähig sind, um 15 vom Hun¬ 

dert, jedoch auf nicht mehr als 85 vom Hundert. Dies gilt 

nicht für Aufwendungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, c 

und d (gegebenenfalls in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. 11 

oder § 9) außer im Fall des Abs. 6 a, sowie für einen Sana¬ 

toriumsaufenthalt oder wenn der Bemessungsatz bereits 

nach Absatz 5 zu erhöhen ist. 

(6 a) Für diejenigen Aufwendungen, auf die § 3 Abs. 3 a 

Anwendung gefunden hat, erhöht sich der nach Absatz 1 

oder 2 zustehende und nach Absatz 6 erhöhte Bemessungs¬ 

satz um weitere 30 vom Hundert, jedoch auf nicht mehr 

als 100 vom Hundert. Dies gilt nur, wenn das Mitglied 

den vollen Krankenkassenbeitrag selbst aufbringt, ohne 

daß hierzu Zuschüsse, Arbeitgeberanteile oder dergleichen 

von anderer Seite gewährt werden. 

(7) Die oberste Dienstbehörde kann den zustehenden 

Bemessungssatz erhöhen, 

1. wenn die Aufwendungen infolge einer Dienstbeschädi¬ 

gung entstanden sind; 

2. in besonderen Ausnahmefällen, die nur bei Anlegung 

eines strengen Maßstabes anzunehmen sind. Im Bereich 

der Landesverwaltung bedarf die Entscheidung des Ein¬ 

vernehmens mit dem Finanzministerium. 

§ 13 

Verfahren 

(1) Die Beihilfen werden auf Antrag gewährt. Eine Bei¬ 

hilfe wird nur gewährt, wenn die mit dem Antrag geltend 

gemachten beihilfefähigen Aufwendungen insgesamt mehr 

als 30 DM betragen. Wird innerhalb von 10 Monaten nach 

Eingang eines Beihilfeantrags, auf Grund dessen eine Bei¬ 

hilfe gewährt wurde, erneut Beihilfe beantragt, so wird 

eine Beihilfe nicht gewährt, wenn die mit dem neuen An¬ 

trag geltend gemachten Aufwendungen insgesamt nicht 

mindestens 400 DM — bei nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 

Beihilfeberechtigten mit Dienstbezügen aus einem Amt der 

Besoldungsgruppe All oder höher oder Versorgungsbe¬ 

zügen aus Besoldungsgruppe All oder höher mindestens 

600 DM — betragen. Satz 3 gilt nicht, wenn seit Eingang 

des letzten Antrags der Beihilfeberechtigte aus dem bei¬ 

hilfeberechtigten Personenkreis ausgeschieden oder in den 

Ruhestand getreten ist, den Dienstherrn gewechselt hat 

oder die Zuständigkeit der bisherigen Pestsetzungsstelle 

nicht mehr gegeben ist. Die Anträge sind vertraulich zu 

behandeln. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist und die obersten 

Dienstbehörden die Zuständigkeit für ihren Bereich nicht 

abweichend regeln, entscheiden als Festsetzungsstellen 

1. im Bereich der Landesverwaltung 

a) die obersten Dienstbehörden über die Anträge ihrer 

Bediensteten und der Leiter der ihnen unmittelbar 

nachgeordneten Behörden; 

b) die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nach¬ 

geordneten Behörden über die Anträge der Bedien¬ 

steten ihres Geschäftsbereichs, soweit nicht die ober¬ 

sten Dienstbehörden entscheiden; 

c) die Versorgungsregelungsbehörden über die Anträge 

der Versorgungsempfänger; 

2. im übrigen die oberste Dienstbehörde, bei Versorgungs¬ 

empfängern die oberste Dienstbehörde des letzten 

Dienstherrn. 

(3) Für den Beihilfeantrag ,die Mitteilung über die Ge¬ 

währung der Beihilfe und die Anerkennungsbescheide 

nach §§ 6 und 7 sind im Bereich der Landesverwaltung 

die vom Finanzministerium herausgegebenen Formblätter 

zu verwenden. Das Finanzministerium kann Ausnahmen 

hiervon zulassen. 
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(4) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn der Beihilfe¬ 

berechtigte sie vor Ablauf der beiden Kalenderjahre, die 

auf das Kalenderjahr des Entstehens der Aufwendungen 

(§ 3 Abs. 6 Satz 2) oder der ersten Ausstellung der Rech¬ 

nung folgen, beantragt hat. Eür den Beginn der Frist ist 

bei pauschalen Beihilfen nach § 9 Abs. 2 und 3 der Tag der 

Geburt oder der Annahme, nach § 10 Abs. 3 der Tag des 

Ablebens maßgebend. Bei Versäumnis der Frist erlischt der 

Anspruch; Absatz 5 bleibt unberührt. 

(5) War jemand ohne Verschulden verhindert, die Frist 

des Absatzes 4 einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wieder¬ 

einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Entspre¬ 

chendes gilt, wenn eine vor Beginn der Sanatoriumsbe¬ 

handlung erforderliche Anerkennung der Beihilfefähigkeit 

nicht eingeholt worden ist. Der Antrag auf Wiedereinset¬ 

zung ist innerhalb eines Monats nach Wegfall des Hinder¬ 

nisses zu stellen; im übrigen gilt § 32 des Eandesverwal- 

tungsverfahrensgesetzes. 

(6) Bei der Festsetzung der Beihilfe können die beihilfe¬ 

fähigen Aufwendungen einzeln oder zusammengefaßt bei 

einem Betrag bis zu 0,49 DM auf volle Deutsche Mark 

abgerundet, bei einem Betrag von 0,50 DM ab auf volle 

Deutsche Mark aufgerundet werden. 

(7) Bei Beihilfen, die nur auf Vorlage von Originalbe¬ 

legen gewährt werden können (§ 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2), 

sind die Belege vor Rückgabe an den Beihilfeberechtigten 

durch Stempelaufdruck „Für Beihilfezwecke verwendet“ 

kenntlich zu machen. In den übrigen Fällen können die 

Belege auch auf andere Weise (Perforation) kenntlich ge¬ 

macht werden. 

(8) Auf eine zu erwartende Beihilfe können angemes¬ 

sene Abschlagszahlungen geleistet werden. 

(9) Der Beihilfeberechtigte hat die ihm von der Fest¬ 

setzungsstelle zurückgegebenen Einzelbelege mit einem 

Rechnungsbetrag von über 2000 DM noch drei Jahre nach 

dem Empfang der Beihilfe aufzubewahren und auf An¬ 

forderung vorzulegen, soweit sie nicht bei einer Versiche¬ 

rung verbleiben. 

Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 

§ 1 

Angestellte, Lehrlinge und Anlernlinge erhalten in 

Krankheits-, Geburts- und Todesfällen Beihilfen in sinn¬ 

gemäßer Anwendung der für die Beamten des Landes 

Baden-Württemberg jeweils geltenden Beihilfevorschrif¬ 

ten, soweit sie für im Dienst befindliche Beamte vorgese¬ 

hen sind und im folgenden nicht Abweichungen bestimmt 

sind. 

§ 2 

(1) Beihilfen werden auch gewährt 

a) an Angestellte, Lehrlinge und Anlernlinge, die über die 

Bezugszeit der tariflichen Krankenbezüge hinaus ar¬ 

beitsunfähig sind 

b) an weibliche Angestellte, Lehrlinge und Anlernlinge 

für die Bezugszeit von Wochengeld nach § 13 des Mut¬ 

terschutzgesetzes 

solange das Arbeitsverhältnis fortbesteht. 

(2) Aufwendungen für nicht selbst beihilfeberechtigte 

Kinder sind auch dann beihilfefähig, wenn der Beihilfebe¬ 

rechtigte für ein kinderzuschlagsberechtigendes Kind nur 

deshalb keinen Kinderzuschlag erhält, weil Kindergeld 

nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht. 

§ 3 

(1) Pflichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversi¬ 

cherung sind auf die ihnen zustehenden Sachleistungen an¬ 

gewiesen. Dies gilt audi, soweit der Krankenversicherungs¬ 

träger nach der RVO oder seiner Satzung Sachleistungen 

nur als Kann-Leistungen gewährt; hat der Krankenver¬ 

sicherungsträger die Zahlung solcher Leistungen abgelehnt, 

sind die nachgewiesenen Aufwendungen im Rahmen der 

BV beihilfefähig. Aufwendungen, die dadurch entstanden 

sind, daß der Pflichtversicherte diese Leistungen nicht in 

Anspruch nimmt oder sich an Stelle einer möglichen Sach¬ 

leistung eine Barleistung gewähren läßt, sind nicht bei¬ 

hilfefähig. Lediglich in den Fällen, in denen die Kranken¬ 

versicherung keine Leistungen vorsieht oder nur einen Zu¬ 

schuß leistet, sind die geltend gemachten Aufwendungen 

im Rahmen der BV beihilfefähig. Die beihilfefähigen Auf¬ 

wendungen werden ggf. um den Zuschuß gekürzt. 

(2) Aufwendungen für Sanatoriumsaufenthalte und Heil¬ 

kuren der in der gesetzlichen Krankenversicherung oder 

Rentenversicherung Versicherten, an deren Beiträgen der 

Arbeitgeber beteiligt ist, werden nur dann als beihilfefähig 

anerkannt, wenn die Versicherungsträger die Bewilligung 

eines Heil- oder Kurverfahrens abgelehnt oder lediglich 

einen Zuschuß zu den Kosten der Sanatoriumsbehandlung 

oder Heilkur zugesagt haben und der Amts- oder Ver¬ 

trauensarzt die Durchführung eines Sanatoriumsaufenthal¬ 

tes oder einer Heilkur als unaufschiebbar bezeichnet. Dies 

gilt bei Sanatoriumsaufenthalten auch für die berücksich¬ 

tigungsfähigen Angehörigen. 



—106 — # 

Postvertriebsstück 

Gebühr bezahlt 

Amtsblatt Nr. 13 • n. Mai 1981 

der Erzdiözese Freiburg M 13 02 BX 

Herausgeber: Erzbischöfliches Ordinariat, 7800 Frei¬ 
burg im Breisgau, Herrenstraße 35, Fernruf 07 61 / 
21 88-1. Verlag:Druckerei Heinz Rebholz,7800 Frei¬ 
burg im Breisgau, Tennenbacher Straße 9, Tele¬ 
fon 07 61/2 64 94. Bezugspreis jährlich 35,— DM 
einschließlich Postzustellgebühr. 

Bei Adreßfehlern bitte berichtigten Aufkleber an uns zurücksenden. 
Nr. 13 • 27. Mai 1981 

(3) Beim Ableben eines in der gesetzlichen Krankenver¬ 

sicherung pflichtversicherten Beihilfeberechtigten werden 

die beihilfefähigen Aufwendungen um das von der Kran¬ 

kenkasse satzungsmäßig gewährte Sterbegeld nicht ge¬ 

kürzt. 

§ 4 

Von den in der gesetzlichen Krankenversicherung 

Pflichtversicherten kann eine Beihilfe nur beantragt wer¬ 

den, wenn die mit dem Antrag geltend gemachten beihilfe¬ 

fähigen Aufwendungen insgesamt mehr als 30 DM be¬ 

tragen. 

§ 5 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Juli 1964 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt der Tarifvertrag vom 15. September 

1959 außer Kraft. 

(2) Der Tarifvertrag kann mit einer Frist von einem 

Monat zum Schluß eines Kalendervierteljahres, erstmalig 

zum 30. Juni 1965, gekündigt werden. 

Erzbisdiöflidies Ordinariat 




